Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1537 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

98. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 15. März 1967 

99. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 16. März 1967 

100. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 17. März 1967 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


Abgeordneter Sind Pressemitteilungen zutreffend, wonach 
Dr. Rutschke Mittel des Lastenausgleichs zur Teilfinanzie- 

rung von Leistungen zu Gunsten anderer Per- 
sonengruppen als Kriegssachgeschädigte und 
Vertriebene verwendet werden sollen? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 


11. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, bei den Län- 

Spitzmüller dem darauf hinzuwirken, daß eine einheit- 

liche Versicherungspflicht für Schulkinder ge- 
schaffen wird, nachdem der 3. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs entschieden hat, daß Un- 
fälle während Schulturnstunden zum allge- 
meinen Lebensrisiko gehören und auch schwe- 
re Folgen keiner Haftung des Schulträgers 
unterliegen? 

Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


11. 2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der Anregung des 

Dröscher Bundesgerichtshofs entsprechen und gesetz- 

liche Maßnahmen vorschlagen, die Unfallver- 
letzungen und schwere Körperschäden, die 
ein Kind während des Turnunterrichts in der 
Schule erleidet, in den Bereich einer gesetz- 
lichen Versorgung einbeziehen? 


II. 3. Abgeordneter 

Rollmann 


Wann wird die Bundesregierung den Ent- 
wurf eines Ausbildungsförderungsgesetzes 
vorlegen? 


DrfcCk: Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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III. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

III. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Dr. Emde leerstehenden Bundeswehrwohnungen in 

Brühl, Ludwig-Uhland-Straße, die Fenster- 
scheiben eingeschlagen sind und entgegen der 
schriftlichen Antwort des Bundesverteidi- 
gungsministers auf meine mündlichen Fragen 
in Drucksache V/1446 keine Reparatur arbeiten 
stattfinden? 

III. 2. Abgeordneter Wer ist für diese Zustände und für die da- 

Dr. Emde durch entstehenden Vermögensschäden ver- 

antwortlich? 


IV. Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

IV. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deut- 
Dr. Geißler sehen Bundestag in Bälde den Entwurf eines 

Gesetzes vorzulegen, das den freien Verkauf 
von Abhörgeräten und deren mißbräuchliche 
Verwendung verbietet? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
denken der Gewerkschaft der Polizei, des 
ADAC und anderer Verbände gegen den Ent- 
wurf des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten? 

IV. 3. Abgeordneter Welches ist der gegenwärtige Stand der Ratifi- 
Dr. Wahl zierung des Haager Übereinkommens zur Ein- 

führung eines einheitlichen Gesetzes über den 
Abschluß von internationalen Kaufverträgen 
über bewegliche Sachen und des Haager Über- 
einkommens zur Einführung eines einheitli- 
chen Gesetzes über den internationalen Kauf 
beweglicher Sachen, die beide im Oktober 
1965 von der Bundesregierung unterzeichnet 
wurden? 

Zu welchem Ergebnis haben die Erörterungen 
(siehe Stenographisches Protokoll der 50. Sit- 
zung Seite 2421 D) zwischen dem Bundes- 
justizministerium und den Landesjustizverwal- 
tungen über die Anpassung der Gebühren- 
sätze für gerichtliche Sachverständige an die 
heutigen Verhältnisse geführt? 

IV. 5. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Aufdeckung einer 

Dr. Geißler großen Zahl von Kindesmißhandlungen an 

einer falschen Auffassung der zur Behandlung 
dieser Kinder zugezogenen Ärzte über die 
ärztliche Schweigepflicht scheitert? 

IV. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Geißler aus dem in Frage IV/5 Gesagten im Rahmen 

der Strafrechtsreform Konsequenzen gezogen 
werden müssen? 


IV. 4. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) 


IV. 2. Abgeordneter 

Ramms 
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IV. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, erneut in Ver- 
Dröscher handlungen mit den Versicherungsgesell- 

schaften mit dem Ziel einzutreten, den alten 
Mitbürgern, die in dankenswerter Eigenvor- 
sorge ihren Lebensabend durch Kapitalver- 
sicherung hatten sichern wollen und dann 
durch die Währungsreform so geschädigt wur- 
den, daß sie heute im hohen Alter in vielen 
Fällen in großer Not leben, angesichts des 
großen, mit den Beiträgen dieser Versicherten 
geschaffenen Versicherungsvermögens durch 
freiwillige und zusätzliche Leistungen der 
Versicherungen an diesen Personenkreis, wel- 
che dem Vertrauen in die Sicherheit solcher 
Vorsorge nur zuträglich sein könnten, zu hel- 
fen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


V. 1. Abgeordneter 
Gramer 


V. 2. Abgeordnete 
Frau Dr. Krips 


V. 3. Abgeordnete 
Frau Dr. Krips 


V. 4. Abgeordnete 
Frau Dr. Krips 


V. 5. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


V. 6 . Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 

V. 7. Abgeordneter 
Mischnick 


Besteht nodi Aussicht, daß die den deutschen 
Soldaten in den Kriegsgefangenenlagern ge- 
gen Quittung abgenommenen ausländischen 
Zahlungsmittel jemals wieder zurückgezahlt 
werden? 

Welche Bauvorhaben planen die US-Luftstreit- 
kräfte im Bereich des Flughafens Stuttgart- 
Echterdingen im Zusammenhang mit der Über- 
siedlung des US-Hauptquartiers von Frank- 
reich nach Stuttgart- Vaihingen? 

Will die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß die Abwicklung des derzeitigen und die 
Weiterentwicklung des künftigen Stuttgarter 
Luftverkehrs durch die in Frage V/2 er- 
wähnte Übersiedlung nicht beeinträchtigt 
wird? 

Trifft es zu, daß die ÜS-Behörden wegen ihrer 
in Frage V/2 erwähnten Pläne mit der Lei- 
tung des Flughafens Stuttgart bisher noch 
keinen Kontakt aufgenommen haben? 

Treffen die „Informationen über die steuer- 
lichen Wettbewerbsvergünstigungen der Öf- 
fentlich-rechtlichen Sparkassen"', die der Bun- 
desverband des privaten Bankgewerbes e. V. 
mit Schreiben vom 22. Februar 1967 den Mit- 
gliedern des Finanz- und Wirtschaftsausschus- 
ses zugesandt hat, zu? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus den in 
Frage V/5 genannten Information Schluß- 
folgerungen zu ziehen? 

Ist die Information des Präsidenten des Deut- 
schen Städtetages zutreffend, daß der Bundes- 
finanzminister nicht beabsichtigt, im Rahmen 
der Finanzreform die Gewerbeertragsteuer 
wegfallen zu lassen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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V. 8. Abgeordneter Weiche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Staratzke gierung zu ergreifen, um die Wettbewerbsver- 

zerrung zwischen Zeitungen und Rundfunk 
bzw. Fernsehen zu beseitigen, die durch die 
Steuerfreiheit der Gebühreneinnahmen vor 
allem aber der Erträge aus den Werbesen- 
dungen der Rundfunk- und Fernsehanstalten 
eingetreten ist? 


V, 9. Abgeordneter Ist die Bundesrepublik das einzige Land in 
Dr. Staratzke der EWG, das den Zeitungen die vollen 
Steuerlasten auferlegt? 


V. 10. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß wiederum 
Reichmann Schiebungen beim Im- und Export von Futter- 

mitteln bei Lindau entdeckt worden sind, bei 
denen 580 bis 600 Millionen DM erschwindelt 
worden sind? 


V. 11. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß der an den in Frage V/10 
Reichmann erwähnten Schiebungen mitbeteiligte Bauer- 

Hasler mehr als 1 Million DM Schwindelgel- 
der erhalten hat und trotzdem gegen eine 
Kaution von nur 500 000 DM auf freien Fuß 
gesetzt wurde? 


V. 12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
Reichmann Frage V/10 erwähnten Vorkommnisse und 

ein derartiges in Frage V/11 erwähntes Ver- 
fahren? 

V. 13. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Vogt die steuerliche Rechtsgleichheit für säm.tliche 

an die Auslandsvertretungen entsandten Rnn- 
desbediensteten wieder herzustellen, nachdem 
neuerdings die entsandten Angestellten und 
Arbeiter im Gegensatz zu den entsandten 
Beamten und entgegen bisheriger Praxis als 
beschränkt einkommen-Zlohnsteuerpflichtig be- 
handelt werden, damit von den Vorteilen des 
Wohnungsprämiengesetzes und des Sparprä- 
miengesetzes ausgeschlossen sind und die im 
Zweiten Vermögensbildungsgesetz möglichen 
Anlageformen nach den beiden vorgenannten 
Gesetzen nicht in Anspruch nehmen können? 

V. 14. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, auf Grund des 

Dr. Pohle Urteils des Bundesfinanzhofes vom 17. No- 

vember 1966 — I 280/63 — außer einer Über- 
gangs- und Anpassungsregelung im Zuge des 
§ 131 AO nicht auch eine gesetzliche Rege- 
lung des Inhalts, daß einem Ergebnisabfüh- 
rungsvertrag zwischen einem Personenunter- 
nehmen als Organträger und einer juristischen 
Person als Organ die steuerliche Anerken- 
nung gewährt wird? 
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V. 15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbe- 
Dr. Pohle sondere die Vertreter mittelständisdier Un- 

ternehmen die Aufrechterhaltung der Organ- 
schaft zwischen einem Personenunternehmen 
und einer juristischen Person dringend befür- 
worten? 

V. 16. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur Anwen- 

Dr. Pohle düng des Organschaftserlasses vom 23, Ok- 

tober 1959 im Rahmen einer Übergangs- und 
Anpassungsregelung? 

V. 17. Abgeordneter Auf welche Weise will die Bundesregierung 
Wagner sicherstellen, daß die Bestimmung des § 2 

Abs. 2 des Kreditfinanzierungsgesetzes, wo- 
nach bei der aus Mitteln des Investitions- 
haushalts finanzierten Auftragsvergabe Ge- 
biete mit überdurchschnittlicher Arbeitslosig- 
keit bevorzugt zu berücksichtigen sind, ein- 
gehalten wird? 

V. 18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit dem Fragesteller 
Wagner der Auffassung, daß die üblichen Verteilungs- 

schlüssel für die Aufteilung von Bundesmit- 
teln auf die Länder für die Mittel des Investi- 
tionshaushalts, insbesondere die Sofortpro- 
grammittel nach § 3 des Kreditfinanzierungs- 
gesetzes im Hinblick auf § 2 Abs. 2 des Kre- 
ditfinanzierungsgesetzes nicht anwendbar 
sind? 

V. 19. Abgeordneter Wie hoch schätzt der Bundesfinanzminister 

Dr. Müller- den Steuerausfall ein, der sich allein aus der 

Hermann Tatsache ergibt, das sogenannte Cash-and- 

Carry-Unternehmen in ständig wachsendem 
Umfang — statt an Zwischenhändler ■ — unter 
Aussparung der 4Voigen Umsatzsteuer Waren 
aller Art an Letztverbraucher abgeben? 

V. 20. Abgeordneter Wann ist mit der beabsichtigten Verlegung 

Fritsch des Hauptzollamtes von Landshut nach Deg- 

(Deggendorf) gendorf zu rechnen? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

VI. 1. Abgeordneter Wird von der Bundesregierung bestätigt, daß 
Dr, Staratzke es im Verlauf von über sechs Jahren der 
jeweils amtierenden Bundesregierung weder 
durch Einschaltung der EWG-Kommission noch 
durch unmittelbare Verhandlungen gelungen 
ist, seitens der italienischen Regierung den 
Verzicht auf Subventionierung italienischer 
Ausfuhren von Baumwoil- und Zellwollgarnen 
mit Hilfe einer überhöhten Rückvergütung 
der Fabrikationssteuer zu erreichen? 
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VL 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß eines der größten deutschen 
Schwabe Einzelhandelsunternehmen durch den Liefer- 

boykott maßgeblicher Markenartikelhersteller 
gezwungen ist, umfangreiche Importe vorzu- 
nehmen und damit den innerdeutschen Umsatz 
unnötig zu beeinträchtigen? 


VL 3. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Bestrebungen 
Ollesch der großen Mineralölgesellschaften, unter Aus- 

nutzung ihrer Marktstellung und des Abhän- 
gigkeitsverhältnisses der Tankstellenpächter, 
diesen zur Belebung des Treibstoffabsatzes 
ein Rabattsystem aufzuzwingen, dessen finan- 
zielle Last die Tankstellenpächter tragen sol- 
len? 


VL 4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts 
Budde der gegenwärtigen Wirtschaftslage und der 

Notwendigkeit eines verstärkten Preiswett- 
bewerbs die Preisbindung der zweiten Hand? 


VL 5. Abgeordneter 

Budde 


Erwägt die Bundesregierung Maßnahmen zur 
Überprüfung des Systems der Preisbindungen? 


VL 6. Abgeordneter 

Budde 


In weichen Branchen hält die Bundesregierung 
eine Beibehaltung der Preisbindung der zwei- 
ten Hand für sinnvoll? 


VL 7. Abgeordneter 

Kiep 


VL 8, Abgeordneter 

Kiep 


VL 9. Abgeordneter 
Zebisch 


VL 10. Abgeordneter 
Zebisch 


VL 11. Abgeordneter 
Zebisch 


Teilt die Bundesregierung die in der deutschen 
Reifenindustrie laut gewordene Sorge, daß 
minderwertige Autoreifen aus dem Ausland 
in die Bundesrepublik Deutschland importiert 
werden, weil sie den Sicherheitsbestimmungen 
im Ausland nicht genügen? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um zu gewährleisten, daß 
die in der Bundesrepublik zum Verkauf kom- 
menden Autoreifen, insbesondere solche aus 
den USA und Japan, den in der Bundesrepu- 
blik Deutschland üblichen Sicherheitsbestim- 
mungen entsprechen? 


Wann gedenkt die Bundesregierung die Rieht- 
linien für 1967 über Frachthilfe für Ostbayern 
zu erlassen? 


Stimmt die Nachricht einer Industrie- und 
Handelskammer, daß die in Frage VI/9 er- 
wähnten noch zu erlassenden Richtlinien für 
1967 nicht, wie bisher, sich auf das ganze Jahr 
erstrecken, sondern vorerst nur für das erste 
Halbjahr gelten sollen? 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Sind wesentliche Kürzungen und Veränderun- 
gen der Richtlinien „Frachthilfe für Ostbayern" 
für 1967 vorgesehen? 
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VI. 12. Abgeordneter Welches ist der Stand der Ratifizierung des 
Bauer von der Bundesregierung Unterzeichneten Ab- 

(Würzburg) kommens über die Internationale Bank für 

Wiederaufbau und Entwicklung zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staa- 
ten und Angehörigen anderer Staaten? 


VI. 13. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, wo der Bundes- 

Dr. Friderichs tagsabgeordnete Dr. Arndt (Berlin), der als 

Referent für das Schleswig-Holstein-Treffen 
der SPD in Neumünster am 5. März 1967 als 
Parlamentarischer Staatssekretär angekündigt 
wird, das Amt eines Parlamentarischen Staats- 
sekretärs ausübt? 


VI. 14. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Betonsteinindustrie in 

Dr. Stecker den Gebieten nahe der holländischen Grenze 

von seiten holländischer Firmen einem Wett- 
bewerb ausgesetzt wird, der verzerrt ist durch 
zu hohe Exportvergütungen des holländischen 
Staates, unterschiedliche Besteuerung der 
Kraftstoffe, durch die Preispolitik des deut- 
schen Zementkartells und unterschiedliche 
Gütekontrollen? 


VI. 15. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls die 
Dr. Stecker Möglichkeit, die in Frage VI/14 erwähnten 

Wettbewerbsverzerrungen zu bereinigen, um 
sicherzustellen, daß die öffentlichen Mittel, 
die dringend für die Belebung der Konjunk- 
tur gerade in strukturschwachen Grenzgebie- 
ten notwendig sind, dieser Zweckbestimmung 
auch zugeführt werden? 


VI. 16. Abgeordneter Sind Behauptungen richtig, nach denen bei 
Vogt Handelsverlragsverhandlungen mit Japan von 

dieser Seite die Kontingentausweitung mit 
dem Ziel völliger Liberalisierung der Woll- 
gewebeeinfuhr schwerpunktmäßig gewünscht 
wird? 


VI 17. Abgeordneter Wie wird die Bundesregierung die von der 
Vogt deutschen Tuch- und Kleiderstoffindustrie zu 

den in Frage VI/ 16 erwähnten Behauptungen 
erhobenen Einwände, die nachdrücklich auf 
die ernste Situation dieses Wirtschaftszweiges 
hinweisen, berücksichtigen? 


VI. 18. Abgeordnete Um wieviel Prozent hat der Verbrauch an 

Frau Jacobi elektrischer Energie im Bundesgebiet im Jah- 

(Marl) re 1966 gegenüber 1965 zugenommen? 


VI. 19. Abgeordnete Welcher Mehrverbrauch an Kohle entsteht 

Frau Jacobi auf Grund des in Frage VI/18 erwähnten Ver- 

(Marl) brauchs nach dem Zweiten Kohleverstro- 

mungsgesetz? 


Fragesteller hat sich mit 
f' schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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VI. 20. Abgeordnete 
Frau Jacobi 
(Marl) 

VL 21. Abgeordneter 

Weigl 


VI. 22. Abgeordneter 
Weigl 


VL 23. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


Wieviel Anmeldungen zum Bau von Kraft- 
werken auf Kohlebasis sind bis jetzt einge- 
gangen? 

Ist die Vorlage eines jährlich dem Deutschen 
Bundestag zu erstattenden Berichtes der Bun- 
desregierung über die Lage der Zonenrand- 
bzw. Bundesausbaugebiete bereits Gegen- 
stand konkreter Überlegungen der Bundes- 
regierung? 

Ist die Bundesregierung bereit, in verstärktem 
Maße Mittel zur Erschließung von Industrie- 
gelände in Gemeinden des Zonenrand- bzw. 
Bundesausbaugebietes zur Verfügung zu stel- 
len? 

Welche Konsequenzen gedenkt der Bundes- 
wirtschaftsminister aus der Tatsache zu ziehen, 
daß sogenannte Cash-and-Carry-Unternehmen, 
die ihrer Funktion und ihrer steuerlichen Be- 
handlung nach als Unternehmen des Zwischen- 
handels gelten, in ständig wachsendem Um- 
fang Waren aller Art an Letztverbraucher 
abgeben und damit den Wettbewerb des Ein- 
zelhandels entscheidend verfälschen? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


VII. 1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung schon festgestellt 
Stooß oder ist sie dabei, Erhebungen anzustellen, 

wie hoch die Sturmschäden in den Wäldern 
der Bundesrepublik — insbesondere in Süd- 
westdeutschland — sind, verursacht durch die 
Störungen vom 23, und 28. Februar dieses 
Jahres? 


VII. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alsbald Maß- 
Stooß nahmen zu treffen, um den stark unter Druck 

stehenden und sich sogar einer Katastrophe 
nähernden Inlandsholzmarkt von Holzimpor- 
ten ab sofort zu befreien? 


VII. 3. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Josten ergreifen, um den Waldbesitzern zu helfen, 

welche besonders in den letzten Wochen durch 
Unwetter schwer betroffen wurden? 


VII. 4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten zieht die Bundesregie- 

Wagner rung in betracht, um Holzeinfuhren zu be- 

sdiränken und damit die Gefahr einer sowie- 
so schon durch Windbruchschäden verursach- 
ten Angebotsschwemme auf dem Holzmarkt 
— allein im Freistaat Bayern sind nach Schät- 
zungen des bayerischen Staatsministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
1,4 Millionen Festmeter Holz durch die Stür- 
me der letzten Zeit gebrochen worden — ein- 
zudämmen? 
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VIT. 5. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregie- 

Dr. Schmidt rung die Einführung begrenzter Jagdzeiten 

(Gellersen) für Schwarzwild und Wildkaninchen vorge- 

schlagen? 

VII. 6. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Dr. Siemer die zum Teil doppelte Erhöhung der Aus- 

gleichsabgabe auf dem Fleischmarkt die Zu- 
führung von Fleisch aus Schlachtungen, die 
außerhalb öffentlicher Schlachthöfe vorgenom- 
men werden, zum Sterben verurteilt wird? 

VII. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Dr. Siemer in Frage VII/6 erwähnte Erhöhung, die teil- 

weise lOOVo beträgt, eine Novellierung der 
bereits in der vorigen Legislaturperiode ein- 
gereichten Gesetzesvorlage dringend erforder- 
lich macht? 

VII. 8. Abgeordneter Ist die vom Bundesernährungsministerium in 
Dr. Siemer der 4. Legislaturperiode in Aussicht gestellte 

Untersuchung des gesamten Komplexes der 
Frischfleischversorgung durch die Versand- 
schlachtereien und die damit im Zusammen- 
hang stehenden Schwierigkeiten an den städ- 
tischen Schlachthöfen inzwischen fertiggestellt 
worden, sodaß jetzt mit einer weiteren Be- 
handlung der in Frage VII/7 erwähnten Ge- 
setzesvorlage gerechnet werden kann? 

VIL 9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei ihrer Antwort auf 
Dr. Effertz die Kleine Anfrage betr. Förderung der Voll- 

blutzucht — Drucksache V/1360 — bereit, die 
in dieser Anfrage aufgeworfenen Fragen auch 
in bezug auf die Traberzucht zu beantworten, 
da die Verhältnisse in der Traberzucht denen 
in der Vollblutzucht gleichen? 

VIL 10. Abgeordnete Was verspricht sich die Bundesregierung von 

Frau Freyh den im Auftrag des Bundesernährungsmini- 

sters vom Bundesausschuß für volkswirt- 
schaftlidie Aufklärung herausgegebenen Bro- 
schüren „Käse" bzw. „Geflügel", Ausgaben 
1966? 


VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

VIII. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit dem Vorsitzenden 
Schmidt des Bundestagsaussdiusses für Arbeit einer 

(Kempten) Meinung, daß der Beitrag zur Arbeitslosen- 

versicherung baldigst von 1,3 Prozent auf 
2 Prozent angehoben werden müsse? 
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VIII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Firmen, 
Bading die eine auf monatlicher, elektronischer Da- 

tenverarbeitung beruhende Lohnabrechnung 
eingeführt haben, auf Schwierigkeiten mit 
den Arbeitsbescheinigungen stoßen, die von 
freigestellten Arbeitnehmern mit dem Antrag 
auf Arbeitslosenunterstützung zum Nachweis 
ihres Arbeitsentgeltes in den letzten 20 Tagen 
vor der Entlassung vorzulegen sind? 

VIII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, der techni- 
Bading sehen Entwicklung der Datenverarbeitung 

Rechnung zu tragen und durch Änderung der 
Vorschriften zu ermöglichen, daß der Inhalt 
der Arbeitsbescheinigungen, die beim Antrag 
auf Arbeitslosenunterstützung vorzulegen 
sind, auf den durch die Datenverarbeitung 
bedingten Abrechnungszeitraum vor der Ent- 
lassung abgestellt wird? 

Ich frage die Bundesregierung, wieviel Auf- 
sichtsratssitze und Arbeitsdirektorenstellen 
entfallen bei den Unternehmungen, die auf 
Grund des Wirksamwerdens der Zweijahres- 
frist gern. § 16 des Gesetzes zur Ergänzung 
des Gesetzes über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vor- 
ständen der Unternehmen des Bergbaus und 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
die Voraussetzungen für dieses Gesetz nicht 
mehr erfüllen? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

IX. 1. Abgeordneter Wie erklärt es sich, daß in den „Mitteilungen 
Schultz für den Soldaten — Aktuelle Information des 

(Gau- Bundesministers der Verteidigung — " vom 

Bischofsheim) 17. Februar 1967 die Ursachen des Hütten- 
brandes auf der Stoisser Alm als nicht geklärt 
bezeichnet werden, während gleichzeitig in 
den Tageszeitungen zu lesen stand, daß „bo- 
denloser Leichtsinn, — Anzünden des Herd- 
feuers mit Hilfe eines halbvollen Benzinkani- 
sters — " zum Brand und dem Tod dreier Sol- 
daten geführt habe? 

IX. 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß das Bundesverteidigungs- 
Dr. Hammans ministerium Bauten der Landesverteidigung 
(hier: Truppenunterkünfte in Grefrath, Land- 
kreis Kempen-Krefeld) so einrichtet, daß eine 
mögliche und zumutbare Rücksichtnahme auf 
die Raumordnung und Landesplanung Nord- 
rhein-Westfalens außer Acht gelassen wird? 

IX. 3. Abgeordneter Ist es zu verantworten, daß entgegen den 

Dr. Hammans gesetzlich verankerten Zielen eine Reiner- 

haltung der Luft und des Schutzes der Erho- 
lungsgebiete unter Hinwegsetzung über eine 


VIII. 4. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 
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IX. 4. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


IX. 5. Abgeordneter 

Collet 


IX. 6. Abgeordneter 

Collet 


IX. 7. Abgeordneter 
Collet 


IX. 8. Abgeordneter 

Moersch 


IX. 9. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


diesbezügliche im Landbeschaffungsverfahren 
ausdrücklich gegebene Empfehlung ausgerech- 
net ein Naherholungsgebiet, das unter erheb- 
lichem Finanzaufwand des Bundes, des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der Gemeinde Gref- 
rath im Vorfeld der Ballungszentren von 
Rhein und Ruhr in jüngster Zeit geschaffen 
worden ist, zerstört wird, indem eine Behei- 
zung der Truppenunterkünfte mit öl vor- 
gesehen wird, während eine Verwendung 
von Erdgas das hier betroffene Naherholungs- 
zentrum nicht beeinträchtigen und zudem den 
gestellten Anforderungen genügen würde? 

Ist der Bundesverteidigungsminister nicht der 
Ansicht, daß im Rahmen des NATO- Vertrages 
die einzelnen Partner und hier auch das 
Königreich Belgien gehalten sind, auf die 
ausdrücklich anerkannten schutzwürdigen Be- 
lange des jeweiligen Gastlandes und dessen 
Bevölkerung Rücksicht zu nehmen und damit 
die Heizungsplanung einer Truppenunterkunft 
an die mit beträchtlichen finanziellen Opfern 
verwirklichte Landesplanung Nordrhein-West- 
falens anzupassen? 

Wie hoch sind die voraussichtlidien Kosten 
für ein von der Bundeswehr in Zweibrücken 
geplantes Stadion, für das bereits Ausschrei- 
bungen vorgenommen wurden? 

Weiß die Bundesregierung, daß die Stadt 
Zweibrücken etwa 80 bis 120 Meter von der 
von der Bundeswehr für den Stadionbau vor- 
gesehenen Stelle auf ebenem stadteigenem 
Gelände ebenfalls ein Stadion mit Neben- 
plätzen plant? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
durch Verhandlungen mit der Stadt Zweibrük- 
ken zum Zwecke der Kostenersparnis, beide 
in Frage IX/6 erwähnte Vorhaben mitein- 
ander zu verbinden, um damit zum Teil auch 
dem Anliegen des Deutschen Bundestages 
Rechnung zu tragen, wie es in dem Beschluß 
auf Bundestagsdrucksache V/1213 zum Aus- 
druck kam? 

Inwieweit sind die in einigen Zeitungen ge- 
äußerten Vermutungen über einen Zusammen- 
hang zwischen der beabsichtigten Pensionie- 
rung des Generals Graf Baudissin und des- 
sen Beitritt zur Gewerkschaft ÖTV gegen- 
standslos? 

Wird die von der Bundesregierung für „in 
Kürze" in Aussicht gestellte Beseitigung der 
katastrophalen sanitären Verhältnisse in den 
Lagerhallen des Nachschub-Bataillons 310 in 
Diez (Lahn) genau so lange dauern, wie die 
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in der Fragestunde vom 11. Februar 1966 an- 
gekündigte Anlage von Gehwegen von der 
Unterkunft Hochbrück aus zu den nächstge- 
legenen Besiedlungsgebieten, die bis heute 
noch nicht erfolgt ist? 

IX. 10. Abgeordneter Welches ist der gegenwärtige Stand des Neu- 
Fritsch bauvorhabens eines Kreiswehrersatzamtes in 

(Deggendorf) Deggendorf? 


IX, 11. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Anstrengungen und deren Ergebnisse 
entsprechender Gremien der SED und des 
Ministeriums für nationale Verteidigung, 
Offiziere und Unteroffiziere der Nationalen 
Volksarmee parteipolitisch und gesellschafts- 
politisch weiterzubilden? 


IX. 12. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Inhalt des Ende 1964 im Militärverlag 
des sowjetischen Verteidigungsministeriums 
erschienenen und nun auch in gekürzter 
deutschsprachiger Fassung (Schweizer Ostin- 
stitut Bern) zugänglichen Werkes des Ober- 
sten J. A. Seleznev „Krieg und ideologischer 
Kampf" bei? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 

X, 2. Abgeordneter 

Eisenmann 


X. 3. Abgeordneter 

Eisenmann 


X. 4. Abgeordneter 

Eisenmann 


X. 5. Abgeordneter 

Kubitza 


Wann ist mit einer endgültigen Trassierung 
der Autobahn Regensburg — Passau im Raume 
Deggendorf zu rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, um die längste 
Straßenbrücke Norddeutschlands, die Stör- 
brücke bei Itzehoe, fertigstellen zu können, 
die hierfür noch fehlenden 2 Millionen DM 
beschleunigt zur Verfügung zu stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Bau der 
westlichen Trasse der Umgehungsstraße Itze- 
hoe — Edendorf, wie sie vom langjährigen frü- 
heren Bundesverkehrsminister Dr.-Ing. See- 
bohm konzipiert wurde, mit allem Nachdruck 
zu verfolgen und die hierfür notwendigen 
Finanzierungsmittel bereitzustellen? 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
daß erst durch den Bau der westlichen Trasse 
der Umgehungsstraße Itzehoe- — Edendorf die 
mit rd. 30 Millionen DM erstellte Störbrücke 
ihren vollen Verkehrswert erhält? 

Worauf ist es nach Ansicht der Bundesregie- 
rung zurückzuführen, daß nach Auskunft der 
bayerischen obersten Baubehörde die dem 
Land Bayern zugedachten finanziellen Mittel 
des neuen Vierjahresplans gerade noch aus- 
reichen, um bereits begonnene oder vorge- 
sehene Straßenbauten durchzuführen? 
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X. 6 . Abgeordneter 
Kubitza 


X. 7. Abgeordneter 

Kubitza 


X. 8. Abgeordneter 

Ramms 


X. 9. Abgeordneter 

Ramms 


X. 10. Abgeordneter 
Spitzmüller 


X. 11. Abgeordneter 

Spitzmüller 


X. 12. Abgeordneter 

Tönjes 


X. 13. Abgeordneter 

Tönjes 


X. 14. Abgeordneter 

Tönjes 


X. 15. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


Wie ist Bayern im Vergleich zu anderen Bun- 
desländern mit Straßenbaumitteln aus dem 
Eventualhaushalt und aus dem neuen Vier- 
jahresplan insgesamt bedacht? 

Welche Gründe kann die Bundesregierung da- 
für nennen, daß nach Ansicht der bayerischen 
Staatsregierung der Bau der Autobahn Re- 
gensburg-Passau vorerst ebenso wenig in An- 
griff genommen werden kann wie die Schnell- 
straße München — Deggendorf? 

Worauf ist nach Ansicht der Bundesregierung 
die enorme Zunahme der Auffahrunfälle zu- 
rückzuführen? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus ihrer Antwort auf meine Frage 
über die schlechte Lage der deutschen Binnen- 
schiffahrt (Drucksache V/1399) zu ziehen, de- 
ren Ursache die Regierung selbst in eigenen 
Gesetzen und internationalen Verträgen 
sieht? 

Welche Auswirkungen würde die von der 
Deutschen Bundesbahn geplante ersatzlose 
Abschaffung der Frachtart Eilstückgut nach 
Ansicht der Bundesregierung auf die nord- 
deutsche Fischwirtschaft und auf die Versor- 
gung der süddeutschen Bevölkerung mit 
Frischfisch haben? 

Welche Folgen wird es nach Ansicht der Bun- 
desregierung haben, wenn die gesamte bisher 
von der Deutschen Bundesbahn beförderte 
Fischfracht auf den Straßenverkehr übergehen 
muß? 

Wie ist der Stand der Planung und Finanzie- 
rung für die Neubaustrecke Osnabrück — Bent- 
heim der Europastraße 8? 

Sind bei der geplanten Trasse der in Fra- 
ge X/12 erwähnten Neubaustrecke für die 
Verkehrsräume der Städte Ibbenbüren und 
Rheine günstige Auffahrten vorgesehen? 

Kann die Bundesregierung angeben, wann mit 
dem Baubeginn der in Frage X/12 erwähnten 
Neubaustrecke der E 8 zu rechnen ist? 

Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
Fahrern von Krankenwagen des Roten Kreu- 
zes und bestimmter ähnlicher anerkannter Or- 
ganisationen die gleichen Sonderrechte im 
Straßenverkehr einzuräumen, wie sie z. B. 
die Feuerwehr und die Zollfahndung nach 
§ 48 Abs. 1 der Straßenverkehrs-Ordnung 
genießen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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X. 16. Abgeordneter 
Schlager 


X. 17. Abgeordneter 

Schlager 


X. 18. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


X. 19. Abgeordneter 

Müser 


X. 20. Abgeordneter 
Müser 


X. 21. Abgeordneter 

Müser 


X. 22. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


X. 23. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es mit § 2 Abs. 2 des Kreditfinanzierungs- 
gesetzes, wonach bei der Vergabe von Auf- 
trägen Gebiete mit überdurchschnittlicher Ar- 
beitslosigkeit bevorzugt zu berücksichtigen 
sind, im Einklang steht, wenn im Rahmen 
des Sofortprogramms für die Bundesfernstras- 
sen im Gesamtgebiet Bayerns nur Projekte 
in Höhe von insgesamt 16 Millionen DM vor- 
gesehen sind, obgleich Bayern nach dem Stand 
vom 13. Februar 1967 mit 6,3Vo im Landes- 
arbeitsamtsbezirk Nordbayern und mit 4,6Vo 
im Landesarbeitsamtsbezirk Südbayern die 
höchste Arbeitslosenquote im Bundesgebiet 
hat, während in Hessen mit einer Arbeits- 
losenquote von 2,3Vo Projekte von insgesamt 
41,1 Millionen DM und in Baden-Württemberg 
mit der niedrigsten Arbeitslosenquote von 
l,l®/o Projekte mit 32,6 Millionen DM aus dem 
Sofortprogramm vorgesehen sind? 


Welche Straßenbauprojekte sind im bayeri- 
schen Zonenrandgebiet, das die höchste Ar- 
beitslosenquote innerhalb Bayerns hat, aus 
dem Sofortprogramm für Bundesfernstraßen 
vorgesehen? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Vergabe 
von Straßenbauprojekten aus dem Sofortpro- 
gramm unter dem Gesichtspunkt des § 2 Abs. 2 
des Kreditfinanzierungsgesetzes erneut zu 
überprüfen und Gebiete mit überdurchschnitt- 
licher Arbeitslosenquote bevorzugt zu berück- 
sichtigen? 


Sind Pressemeldungen richtig, wonach das 
IFO-Institut in München im Dezember 1965 
dem Bundesverkehrsminister ein Gutachten 
bzw. eine Vorstudie über die volkswirtschaft- 
lichen Auswirkungen der Stillegungen von 
Bahnanlagen erstellt hat? 


Ist dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
ggf. das in Frage X/19 erwähnte Gutachten 
bekanntgegeben worden? 


Ist die Bundesregierung bereit, ggf. das in 
Frage X/19 erwähnte Gutachten dem Deut- 
schen Bundestag zur Kenntnis zu bringen? 

Glaubt die Bundesregierung, die Deutsche 
Bundesbahn finanziell sanieren zu können, 
ohne durch geeignete Maßnahmen einen grös- 
seren Teil des Fernfrachtverkehrs von der 
Straße auf die Schiene zu bringen? 

Welche geeigneten Maßnahmen im Sinne der 
Frage X/22 kommen in Betracht? 
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X. 24. Abgeordneter Welche grundlegenden Schritte will die Bun- 

Dr. Häfele desregierung unternehmen, um die Deutsche 

Bundesbahn in absehbarer Zeit finanziell zu 
sanieren? 

X. 25. Abgeordnete In welchem Umfang ist die Bundesregierung 

Frau Dr. Diemer- bereit, die zwischen dem Stuttgarter Haupt- 
Nicolaus bahnhof und der Eisenbahnstrecke Stuttgart — 

Böblingen— Horb bei Stuttgart-Vaihingen pro- 
jektierte Verbindungsbahn — sogenannte V- 
Bahn — finanziell zu unterstützen? 


X. 26. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ihre ursprüngliche 
Kulawig Absicht, die Bundesstraße 406 (E 42) von Dil- 

lingen/Saar an in Richtung Luxemburg und 
Trier bis zur Landesgrenze, im Gegensatz zu 
dem Teilstück Saarbrücken — Dillingen, nur 
zweispurig auszubauen, noch einmal gründ- 
lich überprüfen? 

X. 27. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht auch der An- 
Kulawig sicht, daß der Bundesstraße 406 im Saarland, 

einerseits als Nord-Süd-Verbindung zwischen 
den Benelux-Staaten und dem südwestdeut- 
schen und ostfranzösischen Raum eine beson- 
dere europäische Bedeutung, andererseits als 
Anschlußstück an die Fernstraßenverbindung 
Köln — Trier — Saarbrücken, eine erhebliche 

standortverbessernde Wirkung für die saar- 
ländische Wirtschaft zukommt, und diese Tat- 
sachen den vierspurigen Ausbau von Saar- 
brücken bis zur Landesgrenze in Richtung 
Luxemburg und Trier rechtfertigen? 

X. 28. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei ihren über- 
Kulawig legungen auch berücksichtigen, daß die Not- 

wendigkeit des vierspurigen Ausbaus der in 
den Fragen X/26 und X/27 genannten Bun- 
desstraße durch die Ansiedlung des neuen 
Ford-Werkes in Saarlouis und den in diesem 
Raum entstehenden neuen Industrieschwer- 
punkt an Aktualität erheblich gewonnen hat 
gegenüber dem Zeitpunkt der Entscheidung 
über den Bau einer zweispurigen Straße? 

X. 29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage, Angaben 
Dr. Effertz darüber zu machen, wie hoch die Zahl der 

durch Wild verursachten Verkehrsunfälle im 
Bundesgebiet im Jahre 1966 war? 

X. 30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
Dr. Effertz arbeit mit den Ländern sich dafür einzusetzen, 

daß angesichts der von Jahr zu Jahr zuneh- 
menden Verkehrsunfälle durch Wild bei 
Straßenplanungen Wildzäune, die zur Zeit 
der einzig wirksame Schutz sind, vorzusehen? 
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XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

XL 1. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es juristisch und 
Gramer moralisch für vertretbar, daß in den Mietver- 

trägen mit den Posthaltern für Vermittlungs- 
stellen (V St W) die Laufzeit der Verträge 
auf 25 Jahre zugunsten der Deutschen Bundes- 
post und auf nur 5 Jahre für den Vermieter 
abgeschlossen werden? 

XL 2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 

Gramer daß in den in Frage XI/ 1 erwähnten Fällen 

der Mietzins für die ganze Laufzeit der Ver- 
träge unabänderlich bleiben muß? 

XL 3. Abgeordneter Stimmt es, daß die Dienststellen der Deut- 
Opitz sehen Bundespost Anweisung erhalten haben, 

ihren Bedarf an festen und flüssigen Brenn- 
stoffen im öffentlichen Ausschreibungsverfah- 
ren zu vergeben, d. h., daß die Ausschreibung 
im Bundesausschreibungsblatt erfolgt? 

XL 4. Abgeordneter Bei Bejahung der Frage XI/3, wird diese 

Opitz Anweisung nicht zur Folge haben, daß solche 

Aufträge den mittelständischen Firmen ganz 
entzogen werden? 

XL 5. Abgeordneter Steht die in Frage XI/3 erwähnte Anweisung 

Opitz nicht im Gegensatz zu der Regierungserklä- 

rung, wonach Anweisung erteilt ist, mittel- 
ständische Firmen mehr als bisher bei der 
Vergabe öffentlicher Aufträge zu berücksich- 
tigen? 

XL 6. Abgeordneter Worauf führt die Deutsche Bundespost die 
Geldner sich mehrenden Klagen über immer längere 

Wartezeiten beim Anruf der Auskunft für 
Orts- und Ferngespräche zurück? 

XL 7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, im Gegen- 
Geldner satz zu ihrer Antwort vom 22. Februar 1967 

auf meine Frage IV/ 1 — Drucksache V/1446 — 
vielleicht doch die Einführung sogenannter 
Vorortnetze bzw. gestaffelter Zonen mit un- 
terschiedlichen Tarifen im Großstadttelefon- 
dienst? 

XL 8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Seibert Staatssekretärs im Bundespostministerium, im 

Hinblick auf den von der Sachverständigen- 
kommission für die Deutsche Bundespost un- 
terbreiteten Vorschlag für eine Änderung der 
Organisationsform und Rechtsstellung der Post 
sei die Deutsche Bundesbahn ein abschrecken- 
des Beispiel? 
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XL 9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und ggf. 
Seibert auf welche Bestimmungen des Bundesbahn- 

gesetzes der Staatssekretär seine in Fra- 
ge XI/8 erwähnte Auffassung stützt? 

Ist dem Bundespostminister bekannt, daß das 
Postamt der Stadt Wiesloch derzeit in einem 
leerstehenden Fabrikgebäude untergebradit 
ist und die Bevölkerung infolge dieses Provi- 
soriums erhebliche Schwierigkeiten auf sich 
nehmen muß? 

XI. 11. Abgeordneter Kann der Bundespostminister eine Zusage 

Baier geben, daß das neue Postamt Wiesloch im 

Rahmen der Finanzierungsmöglichkeiten des 
Eventualhaushalts alsbald erstellt wird, w^eil 
für dieses Bauvorhaben baureife Unterlagen 
vorliegen und der Landkreis Heidelberg über 
freie Kapazitäten auf dem Baumarkt verfügt? 


XIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


XIL 1. Abgeordnete Trifft es zu, daß der Bundeswohnungsbaumi- 

Frau Stommel nister — wie in der Zeitung „Bergische Post" 

vom 13. Februar 1967 ausgeführt - — für den 
Wohnungsbau des Vorhabens „Schöne Aus- 
sicht" der Remscheider Wohnungsbaugesell- 
schaft GEWAG in Opladen erhebliche Mittel 
in Aussicht gestellt hat? 

XIL 2. Abgeordnete Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, 

Frau Stommel daß durch die großzügige Mittelbereitstellung 

für das in Frage XII/1 erwähnte Bauvorhaben 
private Bauherren bei der Mittelverteilung be- 
nachteiligt werden? 

XIL 3. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß es sich 

Frau Stommel bei dem in Frage XII/1 erwähnten Vorhaben 
um ein Bauvorhaben handelt, das im Bebau- 
ungsplan noch nicht genehmigt ist? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob die im September 1966 im Rahmen 
des Sanierungsplanes für die Stadt Ratzeburg 
vorgesehenen Zuschüsse und Darlehen für un- 
rentierliche Kosten und Bodenordnungsmaß- 
nahmen sowie zusätzliche Wohnungsbaumit- 
tel für 60 Wohnungseinheiten bewilligt wer- 
den? 

.XIL 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Woh- 

Baron nungsbaumaßnahmen in dem in Frage XII/4 

von Wrangel erwähnten Gebiet einer Abwanderung von 
Arbeitskräften in die Ballungsgebiete ent- 
gegenzutreten? 


XIL 4. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


XL 10. Abgeordneter 

Baier 


17 



Drudisadie V/1537 


Deutsdier Bundestag — 5. Wahlperiode 


XII. 6. Abgeordneter Welche Ansicht vertritt die Bundesregierung 
Wurbs zur Frage der Nützlichkeit eines Städtebau- 

förderungsgesetzes? 

XII. 7. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, mit den 

Wurbs Ländern Gespräche über die Notwendigkeit 

des in Frage XII/6 genannten Gesetzes zu 
führen? 

XII. 8. Abgeordneter Wann etwa dürfte mit der Vorlage eines sol- 

Wurbs eben in Frage XII/6 genannten Gesetzent- 

wurfs durch die Bundesregierung zu rechnen 
sein? 

XII. 9. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 

Frau Freyh Zahl der beim Frankfurter Amtsgericht und 

dem zuständigen Richter in Frankfurt (Main)- 
Hoechst eingegangenen Klagen auf Räumung 
von Wohnungen im zv/eiten Halbjahr 1966 
sprunghaft erhöht hat? 

XII. 10. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung entsprechend 

Frau Freyh den Ankündigungen des Bundeswohnungs- 

bauministers Maßnahmen einleiten, um das 
Mietrecht sozialer zu gestalten? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

XIII. 1. Abgeordneter Trifft die Behauptung eines hohen Beamten 
Dr. Rinderspacher der staatlichen französischen Elektrizitätsge- 
sellschaft Elektricite de France zu, daß die 
Nuklearstromzentrale Fessenheim I ausschließ- 
lich mit französischem Kapital verwirklicht 
wird, weil die Bundesrepublik mit ihrer in 
Aussicht genommenen Beteiligung zu lange 
eine „abwartende Haltung" eingenommen 
habe? 

XIII. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Verhandlungen mit der 
Dr. Rinderspacher Bundesrepublik wegen eines gemeinsamen 
Atomkraftwerkes in Fessenheim II ebenfalls 
an einem „toten Punkt" angelangt sind, so 
daß die Elektricite de France sich mit der 
Absicht tragen soll, an Stelle von Fessenheim 
II ein Werk an der südfranzösischen Garonne 
zu verwirklichen? 

XIIL 3. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, ein Nukle- 
Dr. Rinderspacher arkraftv/erk auf der deutschen Seite des Ober- 
rheins anzustreben, falls kein Gemeinschafts- 
kraftwerk auf dem französischen Ufer verwirk- 
licht werden kann? 
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IIIX 4. Abgeordnete Bis wann kann mit der Ratifizierung des im 

Frau Dr. Maxsein Rahmen der OECD 1960 abgeschlossenen 
Übereinkommens über die Haftung gegen- 
über Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie 
gerechnet werden, das nach Auskunft des 
Bundesministers für wissenschaftliche For- 
schung in den Fragestunden vom 6. März 1963 
und 19. Februar 1964 bereits damals Gegen- 
stand von Überlegungen in seinem Hause 
gewesen ist? 

XIII. 5. Abgeordneter Welche Vorstellungen zur Förderung von 

Rollmann Wissenschaft und Forschung durch Bund und 

Länder hat die Bundesregierung, nachdem 
das Verwaltungsabkommen zwischen Bund 
und Ländern zur Förderung von Wissenschaft 
und Forschung am 31. Dezember 1966 ausge- 
laufen ist? 

XIIL 6. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
Dr. Rutschke um, beginnend mit Professor Rudolf Möss- 

bauer, eine neue Abwanderung deutscher Wis- 
senschaftler in die USA zu verhindern? 

XIIL 7. Abgeordneter Ist die Bundesrepublik Deutschland nach Mei- 
Dr. Schulze- nung der Bundesregierung in der Wiener 

Vorberg Atombehörde ihrer wissenschaftlich-wirt- 

schaftlichen Bedeutung und ihrem finanziellen 
Beitrag entsprechend vertreten? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XIV. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach neuesten Ergebnissen 
Ollesch der Landesanstalt für Immissionsschutz in Es- 

sen der Staubniederschlag in einigen Gebieten 
des Reviers wieder um lOVo gestiegen ist? 

XIV. 2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Zahlen darüber er- 
Ollesch halten können, daß die Behauptung der Es- 

sener „Interessengemeinschaft gegen Luftver- 
schmutzungsschäden durch Luftverunreini- 
gungserzeuger" zutrifft, wonach im Ruhrgebiet 
Erkrankungen an Lungenkrebs erschreckend 
zugenommen haben? 

XIV. 3. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Müller- regierung, um der ständig wachsenden Ver- schriftlicher Beantwortung 

Emmert schandelung des Orts- und Landschaftsbildes einverstanden erklärt. 

durch Autofriedhöfe, auf denen unzählige 
Autowracks gelagert sind, entgegenzuwirken? 

XIV. 4. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Situation der 

Picard deutschen psychiatrischen Krankenhäuser für 

vereinbar mit der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Entwicklung der Bundesrepu- 
blik? 
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XIV, 5. Abgeordneter 

Picard 


XIV. 6. Abgeordneter 

Picard 


XIV. 1 . Abgeordneter 

Geldner 


XIV. 8. Abgeordneter 

Kohlberger 


XIV. 9. Abgeordneter 
Kohlberger 


XIV. 10. Abgeordneter 

Kohlberger 


XIV. 11. Abgeordneter 

Logemann 


XIV. 12. Abgeordneter 

Logemann 


XIV. 13. Abgeordneter 

Logemann 


Worauf führt die Bundesregierung den akuten 
Notstand der psychiatrischen Krankenhäuser 
zurück? 

Welche Möglichkeiten in rechtlicher, finanziel- 
ler und psychologischer Sicht sieht die Bun- 
desregierung, eine nachhaltige Besserung der 
Notlage der psychiatrischen Krankenhäuser 
zu erreichen? 

Wie weit sind die Überlegungen der Bundes- 
regierung zur Schaffung eines Krankenhaus- 
baufonds gediehen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine Gefährdung ihrer Förderungsvorhaben 
für die Landkreise Aichach, Neuburg (Donau) 
und Wertingen, durch eine Grundwasserent- 
nahme im Donautal durch die Stadt Nürnberg 
und die drohende Benachteiligung dieser Bun- 
desausbaugebiete, zu verhindern? 

Sind vom Gesundheitsministerium Unter- 
suchungen geplant oder eingeleitet, welche 
Auswirkungen ein solch gewaltiger Eingriff 
in den natürlichen Wasserhaushalt, wie ihn 
die Stadt Nürnberg plant, auf die Trinkwasser- 
versorgung in den schwäbischen Gebieten ha- 
ben wird? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung zu unternehmen, um ihr erklärtes Ziel 
einer sinnvollen Raumordnung in den in Fra- 
ge XIV/9 genannten Gebieten durchzusetzen, 
um dem Geist und Inhalt des § 38 des Was- 
serhaushaltsgesetzes wirksam Geltung zu 
schaffen? 

Sind die Untersuchungsergebnisse, die auf 
dem Kongreß für landwirtschaftliche Medizin 
der Internationalen Gesellschaft für ländliche 
Gesundheitspflege und landwirtschaftliche Ar- 
beitsmedizin in Preßburg mitgeteilt wurden, 
zutreffend, welche aussagen, daß eine Kon- 
zentration großer Tierbestände ein außeror- 
dentliches Gesundheitsrisiko für die in diesen 
Betrieben tätigen Menschen und für die in 
der Umgebung dieser Betriebe lebenden Men- 
schen darstellt? 

Ist es nicht zu erwarten, daß sich in der 
Bundesrepublik Deutschland ähnliche Gesund- 
heitsrisiken wie die in Frage XIV/11 erwähn- 
ten ergeben könnten durch das Vordringen 
industrieller Formen der Tierhaltung? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Gesundheit unserer Bevölkerung zu 
schützen gegen die Gefahren, die sich aus der 
zu starken Konzentration in der Viehwirt- 
schaft ergeben, wie es die Erfahrungen mit 
überdimensionierten Tierbeständen in osteu- 
ropäischen Ländern zeigen? 
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XIV. 14. Abgeordneter Welche Kosten sind bisher für das Lazarett- 
Kahn- Ackermann schiff „Helgoland'' entstanden? 


XV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


XV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Gewandt Umfang deutsche Firmen von den Nationali- 

sierungsmaßnahmen in Tansania betroffen 
wurden? 


XV. 2. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer 
Nicolaus 


Trifft es zu, daß die Regierung der Tschecho- 
slowakei bereit ist, den Visumzwang aufzu- 
heben, wenn dies auch von der Bundesrepu- 
blik geschieht? 


XV. 3. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


Ist die Bundesrepublik bereit, den Visum- 
zwang gegenüber der Tschechoslowakei auf- 
zuheben? 


XV. 4. Abgeordneter 

Jung 


Was ist an den Gerüchten über eine baldige 
Reduzierung der britischen Rheinarmee? 


XV. 5. Abgeordneter Sieht das Auswärtige Amt eine Möglichkeit, 

Dr. Giulini Südrhodesien gegenüber einen neutralen 

Standpunkt einzunehmen, da die Bundesre- 
publik nicht Mitglied der UNO ist? 


XV. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auf die Dauer gewillt, 
Dr. Giulini die „mandatori sanctions" zu honorieren oder 

zumindest bereit, bestehende langfristige 
wirtschaftliche Kontakte mit Südrhodesien echt 
und uneingeschränkt aufrechtzuerhalten? 


XV. 7. Abgeordneter Was wird getan, um die teilweise einseitige 

Dr. Giulini Kritik an Südrhodesien in unserer Presse, 

die wohl stark von den Informationen der 
englischen Presse und des BBC beeinflußt 
wird, auf ein vernünftiges und neutrales Maß 
zu bringen? 


XV. 8. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die zukünf- 
Kiep tigen Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 

blik Deutschland und der von ihr anerkannten 
Republik Jemen? 


XV. 9. Abgeordneter Trifft die Pressemeldung in der Frankfurter 
Dr. Zimmermann Rundschau vom 23. Februar 1967 zu, wonach 
es einer namentlich nicht genannten US-Firma 
gelungen sein soll, „in Spanien den Ankauf 
eines deutschen Kernreaktors mit der Begrün- 
dung zu torpedieren, daß die deutsche Kon- 
kurrenzfirma im Hinblick auf den Atomsperr- 
vertrag gar nicht imstande sei, den erforder- 
lichen Kernbrennstoff für die Benutzung des 
Kernreaktors mitzuliefern"? 


Drucksadhie V/1537 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XV. 10. Abgeordneter Trifft die Pressemeldung in der Frankfurter 
Dr. Zimmermann Rundschau vom 23. Februar 1967 zu, wonach 
der Bundesaußenminister bei seinen jüngsten 
Gesprächen in Washington gegen das in Fra- 
ge XV/9 erwähnte Vorgehen protestiert ha- 
ben soll? 

XV. 11. Abgeordneter Welches sind die von Bundeskanzler Kiesin- 
Moersch ger laut Katholischer Nachrichten- Agentur 

zitierten namhaften Völkerrechtler, die in 
jüngster Zeit die Frage aufgeworfen haben, 
ob das Reichskonkordat für die einzelnen 
Bundesländer in ihren Hoheitsbereichen nicht 
eine unmittelbare völkerrechtliche Bindung 
darstelle? 


XV. 12. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Wer hat Recht, der Bundesaußenminister, der 
im Bundestag am 23. Februar 1967 erklärte, 
die Bundesregierung könne sich über man- 
gelnde Konsultation bei der Beratung eines 
Atomsperrvertrages nicht beschweren, oder 
der Bundeskanzler, der am 27. Februar 1967 
vor dem Verein Union-Presse die „atomare 
Komplicenschaft" zwischen der Sowjetunion 
und den USA und die nicht ausreichende 
Unterrichtung der Bundesregierung beklagte? 


XV. 13. Abgeordneter 

Dr, Marx 
(Kaiserslautern) 


Welche Bemühungen hat die Bundesregie- 
rung bisher unternommen, um den seit über 
einem Jahr widerrechtlich in Saudi-Arabien 
festgehaltenen deutschen Straßenbautechni- 
kern zur Freiheit und Rückkehr in ihre Heimat 
zu verhelfen? 


XV. 14. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Sind Presseberichte zutreffend, daß deutsche 
Diplomaten bei der Erfüllung ihrer gesell- 
schaftlichen Dienstpflichten im Ausland in der 
Regel ihren Gästen ausländische, nicht aber in 
der Bundesrepublik erzeugte Spirituosen an- 
bieten, während es in den diplomatischen 
Missionen anderer Staaten üblich ist, soweit 
wie möglich einheimische Produkte der jev/ei- 
ligen Staaten anzubieten und damit für die 
Wirtschaft der durch sie repräsentierten Staa- 
ten zu werben? 


XV. 15. Abgeordneter Sind die deutschen Auslandsvertretungen ge- 
Rollmann halten, bei offiziellen Anlässen auch Getränke 

und Spezialitäten deutscher Herkunft zu ver- 
wenden und anzubieten? 


XVI. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


XVI. 1. Abgeordneter 
Seidel 


XVI. 2, Abgeordneter 

Seidel 


Sind der Bundesregierung die kommunalen 
Schwierigkeiten der Stadt Zirndorf bekannt, 
die ihr durch die nachteiligen Auswirkungen 
des Ausländerlagers täglich entstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, um die Stadt 
Zirndorf zu entlasten, ein zweites Ausländer- 
lager außerhalb Bayerns zu errichten? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XVI. 3. Abgeordneter 

Seidel 


XVL 4. Abgeordneter 

Faller 


XVI. 5. Abgeordneter 

Jacobi (Köln) 


XVI. 6. Abgeordneter 
Jacobi (Köln) 


XVI. 7. Abgeordneter 

Jacobi (Köln) 


Ist die Bundesregierung bereit, Vorsorge zu 
treffen, damit die obdachlosen Ausländer der 
Stadt Zirndorf nicht zur Last fallen? 

Können die Beamten des Grenzschutzeinzel- 
dienstes und des Zollgrenzdienstes, die regel- 
mäßig zu ungünstigen Zeiten Dienst zu leisten 
haben, mit der Zahlung einer Wechselschicht- 
zulage rechnen, entsprechend der Regelung 
bei der Deutschen Bundespost und der Deut- 
schen Bundesbahn? 

Trifft es zu, daß es die Aufgabe des Instituts 
für Raumforschung ist, im Auftrag der Bun- 
desregierung aktuelle Probleme der Raumfor- 
schung zu untersuchen? 

Hält die Bundesregierung den gegenwärtigen 
hohen Personal- und Sachaufwand des Insti- 
tuts für Raumforschung zur Durchführung der 
ihm gestellten Aufgaben für notwendig? 

Werden von Beamten und Angestellten des 
Instituts für Raumforschung Privatgutachten 
während der Dienstzeit angefertigt? 


XVI. 8. Abgeordneter 

Moersch 


XVI. 9. Abgeordneter 

Jung 


XVI. 10. Abgeordneter 
Jung 


XVL 11. Abgeordneter 

Faller 


XVL 12. Abgeordneter 
Faller 


XVL 13. Abgeordneter 
Ertl 


Wie ist nach Ansicht der Bundesregierung der 
Vorschlag des Bundesinnenministers Lücke, 
eine Bundespressekommission einzurichten, 
mit dem Artikel 5 des Grundgesetzes zu ver- 
einbaren? 

Hält die Bundesregierung die Zusammenar- 
beit der Länder bei der vorbeugenden Ver- 
brechensbekämpfung und der Verfolgung 
strafbarer Handlungen für so gut, daß Ver- 
besserungen weder nötig noch möglich sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern dem Idealzustand im Interesse der Si- 
cherheit unserer Bürger möglichst nahe zu 
kommen? 

Welchen Anteil hatte der Grenzschutz-Einzel- 
dienst (Paßkontrolldienst) in den vergangenen 
Jahren bei polizeilichen Fahndungsmaßnah- 
men? 

ln welchem Umfang sind dem Grenzschutz- 
Einzeldienst z. B. in den Jahren 1965 und 1966 
Aufgriffe geglückt? 

Wie müßte nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die vom baden-württembergischen Mini- 
sterpräsidenten Filbinger für erforderlich ge- 
haltene Neugliederung der Bundesländer mit 
dem Ziel, finanzstarke Gebietskörperschaften 
zu schaffen, aussehen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XVI. 14. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Ertl amerikanischen Verteidigungsministers Mc 

Namara, daß Europa auf dem Weg in die 
Zukunft zurückgefallen sei, weil ihm Massen- 
bildung und modernes Management fehlen? 


XVI. 15. Abgeordneter 
Ertl 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der in Frage XVI/14 ange- 
sprochenen Erkenntnis zu ziehen? 


XVI. 16. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
(vgl. Betriebsberater Heft Nr. 4 vom 10. Fe- 
bruar 1967), daß die Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 11. Oktober 1966 It. 
der mangels notwendiger Beachtung der Vor- 
aussetzungen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes die Ermächtigung des § 80 
Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen zum Erlaß einer Rechtsverord- 
nung, im Verfahren vor den Kartellbehörden 
Gebühren zu erheben, für verfassungswidrig 
erklärt wurde, weit über das Gebiet des Kar- 
tellrechts hinaus Bedeutung hat? 


XVI. 17. Abgeordneter 

Dr, Hauser 
(Sasbach) 


Wieviel bundesgesetzliche Vorschriften ent- 
halten — ähnlich der Bestimmung des § 80 
Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen — entsprechende Ermächtigun- 
gen an den Verordnungsgeber zum Erlaß von 
Gebührenordnungen, ohne Inhalt, Zweck und 
Ausmaß der erteilten Ermächtigung zu regeln? 


XVI. 18. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Bis wann wird die Bundesregierung zur Be- 
hebung der Rechtsunsicherheit, die auf dem 
weiten Feld des Gebühren- und Abgaben- 
rechts durch die in Frage XVI/16 genannte 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
eingetreten ist, eine entsprechende Gesetzes- 
vorlage einbringen? 


XVI. 19. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
entsprechend den Beschlüssen des Bundes- 
tages (Drucksachen IV/3520, IV/3674) aus dem 
Jahre 1965 die soziale Lage der in der Bun- 
desrepublik tätigen Physiker und Ingenieure 
den Aufstiegsmöglichkeiten der Beamten und 
Angestellten anzupassen? 


XVI. 20. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der An- 
teil aller Planstellen des höheren Dienstes 
(Beamte und Angestellte) in A 15 bzw. BAT I a 
und höher (Regierungsdirektor und höher) in 
den Bundesministerien 1967 auf 59Vo steigen 
soll, dagegen in der physikalisch-technischen 
Bundesanstalt Braunschweig nur auf 14,6Vo? 
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XVL 21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, um weitere 
Dr. Jahn Schäden aus der Abwertung der bundeseige- 

(Braunschweig) nen Forschung und der staatlichen Metrologie 
für Wissenschaft und Wirtschaft abzuwenden, 
eine angemessene, im Ausland längst selbst- 
verständliche soziale Gleichberechtigung der 
Physiker und Ingenieure mit Verwaltungs- 
beamten der Ministerien herzustellen? 

XVI. 22. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schulze- rung, dem noch verstärkt einsetzenden „Zei- 

Vorberg tungssterben" entgegenzuwirken? 

XVI. 23. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung Bestrebun- 

Dr. Emde gen, die darauf zielen, den noch von rund 

1000 Beamten ausgeübten Paßkontrolldienst 
aus Gründen der Personalersparnis und der 
Verwaltungsvereinfachung generell dem Zoll 
zu übertragen, dessen Beamte auch heute 
schon in vielen Fällen die Pässe kontrollie- 
ren? 


XVI. 24. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung, nachdem seit 
Dröscher längerer Zeit keine Fälle von Schußwaffen- 

gebrauch bekanntgeworden sind, für notwen- 
dig, daß die deutschen Grenzschutzbeamten, 
die in den von und zu den EWG-Staaten 
grenzüberschreitenden Zügen die Pässe kon- 
trollieren, ihre Pistolen offen tragen? 


Bonn, den 10. März 1967 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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